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An alte Geftügelhatterinnen und GefLügelhatter des
Kreises Weimarer Land

LANDRATSAMT WEIMARER LAND-Bahnhofstraße 28-99510 Apolda

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen/Aktenzeichen Durchwahl

11/ 39/ um/ 508-4 _AI-Allg-Verf_1 303

Datum

7'.12.2022

Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 41 Abs. 3 und 4 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG)

Tierseuchenrechttiche Allgemeinverfügung zur Festlegung einer Sperrzone zum
Schutz gegen die aviäre Influenza (Geftügelpest)

Auf der Grundlage der Art. 60 bis 71 der VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 11 bis 67 der VO (EU) 2020/687 i. V. m.
§ 18 bis 33 der GeflPestSchV werden nachstehende Maßnahmen bekannt gegeben und verfügt:

A. Festlegung der Sperrzone

Um den Nutzgeflügelbestand mit dem positiven Virusnachweis werden als Sperrzone eine Schutzzone
(ehemals Sperrbezirk) und eine Überwachungszone (ehemats Beobachtungsgebiet] festgelegt:

1. Als Schutzzone [ehemals Sperrbezirk] wird das Gebiet um den Seuchenbestand mit einem
Radius von drei Kilometern festgelegt. Die Schutzzone ist in der Kartenanlage als innere Linie
dargestellt, wobei die nachfolgend genannten Schutzmaßnahmen für die Schutzzone die
zentrumsseitig liegenden Betriebe innerhalb des Gebietes betreffen.
Die Schutzzone betrifft im Kreis Weimarer Land die Ortschaften Großromstedt und

Kleinromstedt in der Landgemeinde Bad Sulza und die Ortsteile Hohlstedt und Kötschau der
Gemeinde Großschwabhausen.

2. Um die Schutzzone wird mit einem Radius von zehn Kilometern um den Seuchenbestand eine

Überwachungszone (ehemals Beobachtungsgebiet] festgelegt. Die Überwachungszone ist in der
KartenanLage als äußere Linie dargestellt, wobei die nachfolgend genannten Schutzmaßnahmen
für die Überwachungszone die zentrumsseitig liegenden Betriebe innerhalb des Gebietes
betreffen.
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Die Überwachungszone betrifft im Kreis Weimarer Land die Gebiete Apolda mit den Ortsteilen
Herressen-Sulzbach, Nauendorf, Obemdorf, Oberroßla, Rödigsdorf, Schoten und Utenbach, die
Ortschaften Hermstedt, KLeinromstedt, Großromstedt, Kösnitz, Stobra und Wormstedt der

Landgemeinde Bad Sulza, den Ortsteil Niedersynderstedt der Stadt Blankenhain, Döbritschen mit
dem OrtsteiL Vollradisroda, Frankendorf, Hammerstedt, KappelLendorf, KLeinschwabhausen,
Lehnstedt, Mellingen und Umpferstedt, Wiegendorf mit Ortsteil Schwabsdorf, die Gemeinde
Großschwabhausen mit den Ortsteilen Hohlstedt und Kötschau, die Ortschaften Niederroßla,

Oßmannstedt und Ulrichshalben der Landgemeinde ILmtal- Weinstraße, die Stadt Magdala mit den
Ortsteilen Göttern, Maina und Ottstedt.

B. Anzuordnende Maßnahmen für die Schutzzone [ehemals Sperrbezirk)

1. AnzeiqepfLicht: Tierhaltende Betriebe haben dem Vetennäramt unverzüglich die Anzahl der gehaltenen
Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standorts und der verendeten gehaltenen Vögel sowie jede
Änderung anzuzeigen.

2. Beförderungsverbot: Auf öffentlichen oder privaten Straßen oderWegen, ausgenommen auf betrieblichen
Wegen, dürfen gehaltene Vögel, Eier öd er Tierkörper gehaltener Vögel nicht befördert werden.
Dies gilt nicht für die Beförderung im Durchgangsverkehr auf Bundesfemstraßen oder
Schienenverbindungen, soweit das Fahrzeug nicht anhält und Geflügel oder frisches Fleisch von Geflügel
nicht entladen wird, und für die sonstige Beförderung von Konsumeiem, die außerhalb des Sperrbezirks
erzeugt worden sind.

3. Beförderungsverbot: Die Beförderung von frischem Fleisch von Geflügel aus einer Schlachtstätte, einem
Zerlegebetrieb oder einem Kühlhaus ist verboten.

4. Verbrinqungsverbot: Folgende Tiere und Erzeugnisse dürfen weder aus einem noch in einen Betrieb, in
dem Vögel gehalten werden, verbracht werden:
a.Vögel
b. Fleisch von Geflügel und Federwild
c. Eier

d. Gülle, einschließlich Mist und benutzte Einstreu, die von Geflügel und Federwild stammen
e. Sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte, die von Geflügel und Federwild stammen
f. Futtermittel dürfen nicht aus einem Bestand mit gehaltenen Vögeln verbracht werden
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Ausgenommen hiervon sind:

g. Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als sichere Waren gelten. Als sicher gelten die Waren nach Anhang
VII der VO [EU] 2020/687; das sind insbesondere Fleisch und Milch, die in bestimmter Weise behandelt
wurden.

h. Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die der einer Behandlung nach Anhang VII der VO [EU] 2020/687
unterzogen wurden, das sind bestimmte Wärmebehandlungsverfahren.
i. Erzeugnisse oder sonstige seuchenrelevante Materialien, die vor Beginn der Seuche, d. h. vor dem

25.11.2022 gewonnen oder erzeugt wurden.
j. Erzeugnisse, die in der Schutzzone hergestellt wurden und von Vögeln gewonnen wurden, die außerhalb
der Schutzzone gehalten wurden.
k. Folgeprodukte dieser aufgezählten Erzeugnisse.

Für Verbringungen, die nicht kraft Gesetzes von den o. a. Verboten ausgenommen sind, kann im Einzelfalt
auf Antrag eine behördliche Ausnahmegenehm ig ung in Betracht kommen, die vorher beim VLÜA einzuholen
ist.

5. Aufstallungspflicht: Tierhaltende Betriebe haben alle gehaltenen Vögel (Aves] von frei-tebenden Vögeln
abzusondern. Gehaltene Vögel sind mit Ausnahme von Tauben in geschlossenen Statten oder unter einer
Schutzvorrichtung zu halten, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten dichten
Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von WiLdvögetn gesicherten Seitenbegrenzung bestehen
muss.

In begründeten Ausnahmefällen können auf Antrag Ausnahmen von dieser Verpflichtung zugelassen
werden.

6. Eigenüberwachuna: Tierhaltende Betriebe haben eine zusätzliche Überwachung im Betrieb
durchzuführen, indem die gehaltenen Vögel einmal am Tag auf klinische Veränderungen zu überprüfen sind
(gesteigerte Todesrate, verringerte Beweglichkeit der Tiere, signifikanter Anstieg oder Rückgang der
Produktionsdaten o. ä.). Jede erkennbare Änderung ist dem Veterinäramt unverzüglich telefonisch oder per
E-Mait unter post.veterinaeramt@wl.thueringen.de mitzuteilen.

7. SchadnageFbekämpfung: TierhaLtende Betriebe haben Maßnahmen zur Bekämpfung von Insekten und
Nagetieren sowie anderer Seuchenvektoren im Betrieb und um den Betrieb herum ordnungsgemäß
anzuwenden und hierüber Aufzeichnungen zu führen.

8. Hygienemaßnahmen: Tierhaltende Betriebe haben an alten Zufahrts- und Abfahrtswegen täglich
Desinfektionsmaßnahmen durchzuführen. Hierzu sind zugelassene Desinfektionsmittel für Stallungen zu
verwenden.
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9. Biosicherheit: Tierhaltende Betriebe haben zum Schutz vor biologischen Gefahren sicherzustellen, dass
jegliche Personen, die mit den gehaltenen Vögeln im Betrieb in Berührung kommen oder den Betrieb
betreten oder verlassen, h^ygienemaßnahmen beachten. Insbesondere gelten folgende Maßnahmen:

a. Die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels sind
gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren zu sichern.
b. Die Statte und sonstigen Standorte dürfen von betriebsfremden Personen nur mit
betriebseigener Schutzkleidung oder EinwegschutzkLeidung betreten werden. Diese ist nach
dem Verlassen abzulegen und bei Mehrwegschutzkleidung regelmäßig bei mind. 60°C zu
waschen, Einwegschutzkleidung ist nach Gebrauch unschädlich in einer vor unbefugtem
Zugriff geschützten Restmülltonne zu entsorgen.
c. Schutzkleidung von Betriebsangehörigen ist ebenfalls nach Gebrauch unverzüglich zu reinigen
und zu desinfizieren bzw. EinwegschutzkLeidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich zu
beseitigen.

d. Nach jeder Einstaltung oder Ausstallung von Geflügel sind die dazu eingesetzten
Gerätschaften und der VerladepLatz zu reinigen und zu desinfizieren und nach jeder
Ausstallung sind die frei gewordenen Statte einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen
und Gegenstände zu reinigen und zu desinfizieren.
e. Betriebseigene Fahrzeuge sind abweichend von § 17 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung
unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem befestigten Platz zu reinigen
und zu desinfizieren.

f. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung eingesetzt
und in mehreren Ställen oder von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, sind
jeweils vor der Benutzung in einem anderen Statt bzw. bei Benutzung in mehreren
Betrieben im abgebenden Betrieb vor der Abgabe zu reinigen und zu desinfizieren.
g. Räume, Behälter oder sonstige Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten Geflügels
sind nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, zu reinigen und zu
desinfizieren.

h. Eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zum
Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe sind vorzuhalten.
i. Unverzüglich vor dem Betreten und unverzüglich nach dem Verlassen der Staltungen sind die
Hände mit Seife und warmem Wasser zu reinigen und anschließend zu trocknen und mit
Handdesinfektionsmitteln zu desinfizieren.

j. Es ist eine strikte Trennung von Straßen- und Staltkleidung einzuhatten.
k. Das im Geftügelbereich genutzte Schuhwerk hat in den Stallungen zu verbleiben oder ist beim
Betreten und Verlassen der Stallungen zu reinigen und zu desinfizieren.

10. Dokumentationspflicht: Es ist eine voLLständige und lückenlose Aufzeichnung über alle Personen, die
den Betrieb besuchen, zu führen und mir auf Anforderung unverzüglich zur Verfügung zu stellen.
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11.Tierkörperbeseitigung: Tierhattende Betriebe haben ganze Tierkörper und Teile von toten oder getöteten
gehaltenen Vögeln als Material der Kategorie 2 nach den Vorgaben der VO [EU] 1069/2009 über die
Tierkörperbeseitigungsanstatt SecAnim GmbH, Rietfeld 7, 99189 ELxteben ordnungsgemäß zu beseitigen.

12. Freilassen von Vögeln: Niemand darf gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands
freilassen.

13. Veranstattungen: Die Durchführung von GeftügetausstelLungen, Geftügelmärkten oder Veranstaltungen
ähnlicher Art ist verboten.

14. Transport: Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vöget, frisches Fleisch von Geflügel,
tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel und sonstige Materialien, die Träger des
hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen
ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüglich nach jeder Beförderung nach
näherer Anweisung zu reinigen und zu desinfizieren.

C. Anzuordnende Maßnahmen für die Überwachungszone (ehemals Beobachtungsgebiet]

Für die Überwachungszone gelten die unter B. angeordneten Maßnahmen mit Ausnahme der unter Ziffer 2
und Ziffer 3 genannten.

D. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die sofortige Vollziehung der unterA bis C genannten Maßnahmen wird hiermit angeordnet.

E. Inkrafttreten

Die ALlgemeinverfügung gilt an dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben, wird an
diesem Tag wirksam und gilt bis zu ihrer Aufhebung.
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Begründung:
I

In Thüringen kam es infolge einer Geflügelausstetlung zum Ausbruch der Aviären Influenza.
Die Aviäre Influenza, umgangssprachlich auch Vogelgrippe oder Geflügelpest genannt, ist eine durch Viren
ausgelöste Infektionskrankheit, die ihren natürlichen Reservoirwirt im wilden Wasservogel hat. Diese Viren
treten in zwei Varianten (gering oder hochpathogen] und verschiedenen Subtypen (^11-16 in Kombination
mit N1-9] auf. Geringpathogene aviäre Influenzaviren [LPAIV] der Subtypen H5 und H7 verursachen bei
Hausgeflügel, insbesondere bei Enten und Gänsen oder nur milde Krankheitssymptome. Allerdings können
diese Viren spontan zu einer hochpathogenen Form (hochpathogene aviäre Influenzaviren, HPAIVl mutieren,
die sich dann klinisch als GefLügelpest zeigt.
Geflügelpest ist für Hausgeflügel hochansteckend und verläuft mit schweren allgemeinen Krank-
heitszeichen. Bei h^ühnem und Puten können innerhalb wen iger Tage bis zu 100 % der Tiere erkranken und
sterben. Dies führt zu hohen Leiden und Schäden bei den betroffenen Tieren. Die wirtschaftlichen Verluste

sind ebenfalls entsprechend hoch.
Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot sowie mit Schleim oder Flüssigkeit aus
Schnabel und Augen aus. Bei direktem Kontakt stecken sich andere Tiere durch Einatmen oder Aufpicken
von virushaltigem Material an. Auch Eier, die von infizierten Tieren gelegt werden, können virushaltig sein.
Bei der hochpathogenen Aviären Influenza handelt es sich insofern um eine hochansteckende und
anzeigepflichtige Viruserkrankung bei Geflügel und anderen Vogelarten, die schnell epidemische Ausmaße
annimmt, hohe Tierverluste verursacht und deren Ausbruch immense wirtschaftliche Folgen für alle
Geflügelhalter, Schtachtstätten und verarbeitende Industrien haben kann.
Infektionsquelle sind kranke oder an Geflügetpest verendete Tiere sowie deren Ausscheidungen,
insbesondere der Kot. Bei Ausbruch der Geftügelpest hat der Gesetzgeber daher unverzügliche
Seuchenbekämpf u ngsmaß nahmen festgelegt.

Das Landratsamt des Kreises Weimarer Land ist sachlich und örtlich für den Vollzug des Europäischen und
deutschen Tierseuchenrechtes und den Erlass dieser ALlgemeinverfügung zuständig. Die sachliche
Zuständigkeit richtet sich nach den Vorgaben des § 1 Abs. 2 i. V. m. §1 Abs. 1 Nr. 3 Thüringer
Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz [ThürTierGesG). Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus
§3 Abs. 1 Nr.4ThürVwVfG.

Zu A bis C:

Die Bekämpfung der hochpathogenen Geflügelpest (Hochpathogene Aviäre Inftuenza) ist im EU-Recht in
der VO (EU) 2016/429 und der VO [EU] 2020/687 geregelt. Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine
bekämpfungspflichtige Seuche der Kategorie A nach Art. 5 Abs. 1 Buchst, a Nr. iv) i. V. m. Art. 9 Abs. 1
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Buchst, a) VO (EU] 2016/429 i. V. m. Art. 1 Nr. 1 und Art. 2 i. V. m. dem Anhang der VO (EU) 2018/1882. Somit
gelten die vorgegebenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen.

Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgtiedstaaten die Möglichkeit, zusätzlich zu den
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht nationale Maßnahmen festzulegen, sofern
die nationalen Maßnahmen dem europäischem Recht genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung der
Seuche erforderlich und verhältnismäßig sind. Die nationale Geftügelpest-Verordnung gilt somit in allen
Teilen weiter, sofern sie nicht geringere Anforderungen als das europäische Recht stellt oder diesem
widerspricht und die Maßnahmen erforderlich und verhältnismäßig sind.
Bei Ausbruch der hochpathogenen aviären Influenza (HPAI) in einem Betrieb richtet die zuständige Behörde
gemäß Art. 60 Buchst, b, 64 Abs. 1 VO (EU] 2016/429, Art. 21 Abs. 1 VO (EU) 2020/687 um den betroffenen
Betrieb eine Sperrzone ein, die eine Schutzzone um den Ausbruchsort mit einem entsprechend Anhang V
zur VO [EU] 2020/687 festgelegten Mindestradius von drei Kilometern sowie eine Überwachungszone um
den Ausbruchsort mit einem entsprechend Anhang V zur VO [EU] 2020/687 festgelegten Mindestradius von
zehn Kilometern umfasst.

Der aktuelle Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influenza (Geflügelpest) wurde aufgrund von klinischen
Untersuchungen und amtlichen Probenahmen festgestellt. Die amtliche Bestätigung des Ausbruchs der
hochpathogenen Geflügelpest erfolgt nach Art. 11 VO [EU] 2020/687.

Ist die Geftügelpest in einem Betrieb amtlich festgestellt, so legt die zuständige Behörde eine Sperrzone
ein, bestehend aus einer Schutzzone von mindestens 3 km Radius um den Ausbruchs-betrieb und einer

Überwachungszonevon mindestens 10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb.

Die kleinere Schutzzone ist ein Teilgebiet der größeren Überwachungszone und entspricht dem früheren
Sperrbezirk nach nationalem Recht. Die Schutzzone enthält teilweise weitergehende Maßnahmen als die
Überwachungszone. Nach Aufhebung der Schutzzone gelten die Maßnahmen der Überwachungszone
weiter. Das ergibt sich aus Art. 60 Buchst, b) VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 21 Abs. 1 Buchst. a) i. V. m.
Anhang V und Anhang X der VO (EU) 2020/687.
Die Überwachungszone entspricht dem früheren Beobachtungsgebiet nach nationalem Recht und kann
frühestens nach 30 Tagen aufgehoben werden, dies ergibt sich aus Art. 60 Buchst, b] VO (EU) 2016/429 i. V.
m. Art. 39 Abs. 1 i. V. m. Anhang V und Anhang Xl der VO (EU) 2020/687. Beide Zonen bleiben bestehen, bis
die jeweilige Festsetzung wieder aufgehoben wird.
Bei der Festlegung der Sperrzone wurde das Seuchenprofil, die geografische Lage der Sperrzone, die
ökologischen Faktoren in der Sperrzone, die Witterungsverhältnisse, die Ergebnisse durchgeführter
epidemiologischer Untersuchungen, Strukturen des hlandels und der örtlichen Geflügelhaltungen, das
Vorhandensein von Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und Über-wachungsmögtichkeiten
berücksichtigt.
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Bei Ausbruch der hochpathogenen Aviären Influenza als Seuche der Kategorie A hat die Veterinärbehörde
entsprechend den angegebenen Rechtsgrundlagen unverzüglich verschiedene
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in der Sperrzone anzuordnen. Die Verbreitung der Geflügelpest auf
andere Bestände erfolgt insbesondere durch den Handel mit diesen Tieren, deren Eiern oder sonstigen
Produkten. Eine Verbreitung kann auch indirekt erfolgen, z. B. durch kontaminierte (verunreinigte]
Fahrzeuge, Personen, Geräte, Verpackungsmaterial, Kontakt zu WildvögeLn usw. Um einer
Virusverschleppung aus infizierten Beständen vorzubeugen, darf das Betreuungspersonal den Stall nur
nach Schuh- und Kleidungswechsel sowie gründlicher Reinigung und Desinfektion verlassen. Alle
Materialien und Geräte, die im Stallbereich verwendet werden, müssen gründlich gereinigt und fachgerecht
desinfiziert werden.

Die Festlegung der Sperrzone ist geeignet und erforderlich, um das HPAI-Virus schneit und wirksam
einzudämmen. Vor dem Hintergrund weitreichender negativer Auswirkungen bei einer Verbreitung des
Virus müssen einzelne Interessen hinter dem Wohl der Allgemeinheit zurückstehen. Bei jeder einzelnen
der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahme ist das VLÜA zu dem Ergebnis gekommen, dass die
Maßnahme geeignet, erforderlich und angemessen und damit verhältnismäßig ist, um die Geflügelpest zu
bekämpfen.

zu D.:

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen nach den Buchstaben A-C des Tenors wird angeordnet, da es
sich bei der Geflügelpest um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, die bei
Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die

Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche
Verzögerung greifen. D ie Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert ein besonderes Vollzugsinteresse,
welches über jenes hinausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonderen öffentlichen
Interesse, dass die zurwirksamen Seuchenbekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug
durchgeführt werden können. Diesem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine vorrangigen oder

gleichwertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, die es rechtfertigen könnten, die Wirksamkeit der
Atlgemeinverfügung bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung über einen
möglichen Widerspruch hinauszuschieben. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen
Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs.

zu E.:

Diese AlLgemeinverfügung wird auf der Grundlage des § 41 Abs. 3 Satz 2 ThürVwVfG öffentlich bekannt
gegeben. Dabei warzu berücksichtigen, dass derAdressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit und
Zweck der Regelung, vernünftigerweise nicht in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen werden kann.

Entsprechend § 41 Absatz 4 Sätze 3 und 4 ThürVwVfG gilt die Allgemeinverfügung zwei Wochen nach der
ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer ALLgemeinverfügung kann ein hiervon
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abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden. Von
dieser Ermächtigung wurde Gebrauch gemacht, da die tierseuchenrechtliche Anordnung keinen Aufschub
duldet.

Von einer Anhörung wurde gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 ThürVwVfG abgesehen. Im Rahmen der
Ermessensentscheidung war zu berücksichtigen, dass bei der vorliegenden Sachlage die Anhörung der
Betroffenen nicht zu einer anderen Beurteilung der Dinge geführt hätte.

Rechtsbehetfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann binnen eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben
werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt Weimarer Land, Bahnhofstraße 28, 99510 Apolda,
einzulegen.

Im Auftrag

SM^MoU^L
Schmidt-Rose

Landrätin 9^ Z. Z02Z
Anlage: Karte mit Sperrzone (Schutzzone und Überwachungszöne]
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hlinweise:

Widerspruch und Anfechtungsklage haben gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung.
Dies bedeutet, dass die Anordnungen befolgt werden müssen, auch wenn ein Rechtsbehelf eingelegt wird.

Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnungen stellen Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 32 Abs. 2 Nr. 3
i.V.m. Abs. 3 des TierGesG dar. Diese können mit einem Bußgeld in Höhe von bis zu 30.000 € geahndet
werden.

Jeder Verdacht der Erkrankung auf Geflügelpest
Lebensmittelüberwachungsamt unverzüglich zu melden.

ist dem Veterinär- und
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